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1.0 Vorbemerkung 

 

1.1 Landes - und reg ionalp laneris che  Einordnung; Ziele  der Raumordnung 

Die Stadt Peine liegt zentral im Landkreis Peine, eingebettet in das Städtedreieck der 
Oberzentren Hannover-Braunschweig-Hildesheim. Das Gebiet der Stadt erstreckt 
sich über rd. 11.950 ha. Im Jahr 2014 (31.12.2014) lebten in der Stadt rd. 49.157 
Einwohner. 

Nördlich des Stadtgebietes grenzt die Gemeinde Edemissen, östlich die Gemeinden 
Wendeburg und Vechelde, südlich die Gemeinde Ilsede und westlich die Gemeinde 
Hohenhameln und die Stadt Lehrte mit dem Ortsteil Hämelerwald (Ordnungsraum 
Hannover) an. Die Anbindung der Stadt Peine an die regionalen und überregionalen 
Verkehrsnetze erfolgt über zwei Anschlusspunkte an die Autobahn A 2 in Richtung 
Berlin bzw. Ruhrgebiet sowie über das klassifizierte Straßennetz der Bundes-, Lan-
des- und Kreisstraßen. Naturräumlich gesehen liegt die Stadt Peine im Übergang 
von Geest (Burgdorf-Peiner Geestplatten) zu der Bördenregion (Braunschweig-
Hildesheimer Lössbörde 1) mit ihren weiträumigen Ackerfluren.  

Für die Stadt Peine gilt das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen 
(LROP) 2). Das Landes-Raumordnungsprogramm legt aufgrund der zentralörtlichen 
Gliederung die Ober- und Mittelzentren fest. Gemeinsam mit den Grundzentren bil-
den sie die zentralen Orte, die im Sinne eines dauerhaften Erhalts ausgewogener 
Siedlungs- und Versorgungsstrukturen zu sichern und zu entwickeln sind (2.2.01). In 
der Funktion eines Mittelzentrums (2.2.05) hat die Stadt Peine zentralörtliche Einrich-
tungen und Angebote für den gehobenen Bedarf vorzuhalten (2.2.03). Zusätzlich ist 
für den Stadtteil Vöhrum ein Vorranggebiet für die Rohstoffgewinnung (3.2.2) und 
das Wendesser Moor als Natura 2000 Gebiet (3.1.3) erfasst. 

Als Mitglied des Zweckverbandes Großraum Braunschweig gilt für die Stadt Peine 
das Regionale Raumordnungsprogramm 2008 für den Großraum Braunschweig 3). 

In dem Großraum Braunschweig sollen u. a. die Siedlungs- und Freiraumfunktion 
sowie die Verkehrsinfrastruktur gesichert und entwickelt werden. Dabei ist die Sied-
lungsentwicklung vorrangig auf das zentralörtliche System – dem System der dezent-
ralen Konzentration folgend – auszurichten, u. a. mit der Aufgabe für die Stadt in ih-
rer Funktion als Schwerpunktraum der Siedlungsentwicklung zentrale Einrichtungen 
und Angebote für den gehobenen Bedarf vorzuhalten. 

Überregional gesehen ist die Stadt Peine Bestandteil der Metropolregion Hannover-
Braunschweig-Göttingen. 

Durch das Stadtgebiet verläuft die elektrifizierte Bahntrasse Hannover-Braun-
schweig. Die nächstgelegenen Bahnhöfe zur Einbindung in das Fernverkehrsnetz 
befinden sich in Hannover und in Braunschweig. 

Der südlich der Stadt gelegene Hafen besitzt einen direkten Anschluss an den in 
Ost-West-Richtung verlaufenden Mittellandkanal. Über den Mittellandkanal sind die 

                                                
1)  Landschaftsrahmenplan Peine für den Landkreis Peine, 1994 
2) Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen 2008 
3) Zweckverband Großraum Braunschweig: Regionales Raumordnungsprogramm 2008 für den 

Großraum Braunschweig 
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überregional verlaufenden Wasser- und Schifffahrtswege (z. B. Rhein, Elbe) zu errei-
chen. 

Das Plangebiet ist überplant und wird folgerichtig dem Siedlungsgebiet zugeordnet. 
Schutzgebiete sind in der Nachbarschaft nicht vorhanden. 

 

1.2 Entwicklung des  Plans / Rechts lage 

Die Stadt Peine besitzt einen wirksamen Flächennutzungsplan, der für den Plangel-
tungsbereich des Bebauungsplans nach der allgemeinen Art der baulichen Nutzung 
gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) Wohnbauflächen dar-
stellt. Durch Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes im Plangeltungsbereich 
wird der Bebauungsplan gem. § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan 
entwickelt sein. Aufgrund der Nachverdichtung mit Wohnbaufläche im Zusammen-
hang der bebauten Ortslage und der vorliegenden Grundfläche von rd. 1.800 m² wird 
der Bebauungsplan als Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB 
aufgestellt. Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchsta-
be b BauGB genannten Schutzgüter ("die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der 
Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzgebie-
te im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes") sind nicht gegeben. 

Von der Erstellung einer Umweltprüfung und eines Umweltbericht gem. § 2a BauGB 
wird abgesehen.  

Das Vorhaben steht der geordneten städtebaulichen Entwicklung der Stadt nicht ent-
gegen.  

Der 1967 zur Rechtskraft gebrachte Bebauungsplan Nr. XIII (Wiesengrund) hatte die 
Entwicklung von Wohngebiet zum Inhalt, um der Nachfrage nach Wohnbauland 
Rechnung zu tragen. Dabei wurden die überbaubaren Flächen mittels Baufenster de-
finiert, welche auf der straßenzugewandten Seite mittels Baulinie im Abstand von 
i.d.R. 5,0 m zur Straßenparzelle geschlossen sind. Das Baugebiet ist bedingt durch 
die festgesetzte offene Bauweise überwiegend mit Einzelhäusern bestanden. Nur im 
Nordwesten des Planbereiches ist eine geschlossene Bauweise festgesetzt und um-
gesetzt.  

Infolge wurde der Urplan zweimal geändert. Die erste Änderung (Rechtskraft 1970) 
betraf die Absicherung eines Standortes für ein Trafogebäude sowie den Lücken-
schluss der überbaubaren Fläche im Westen des inneren Bebauungsringes. Mit der 
zweiten Änderung (Rechtskraft 1982) wurden im Nordwesten des Urplans die Stell-
plätze für die Reihenhausbebauung in Form von Gemeinschaftsgaragen sowie eine 
Erweiterung des Baufensters unter Berücksichtigung bestehender Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechte gesichert. Beide Änderungen hatten insofern ebenfalls wie die vorlie-
gende 3. Änderung eine Nachverdichtung durch Vergrößerung der Baufenster zum 
Inhalt. 

Die beiden rechtskräftigen Änderungen betreffen nicht den vorliegenden Geltungsbe-
reich, so dass bis zur Planreife/ Rechtskraft der 3. Änderung hier der Urplan anzu-
wenden ist. 
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1.3 Notwendigkeit der Planaufs tellung; Ziele , Zwecke  und Aus wirkungen des  Be-
bauungs plans  

Die Stadt Peine ist bestrebt, im Rahmen der Nachverdichtung nicht bebaute inner-
städtische Flächen für eine Bebauung zur Verfügung zu stellen. Die Fläche befindet 
sich innerhalb des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. XIII (Wiesengrund) im Orts-
teil Vöhrum. Die Fläche ist als allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. Eine Über-
baubarkeit des Flurstückes 106/5 der Flur 6 Gemarkung Vöhrum mit Hauptanlagen 
ist jedoch bedingt durch die Nichtfestsetzung eines Baufensters mittels Baulinien/ 
Baugrenzen nicht gegeben. Der Stadt liegt eine Bauanfrage für das genannte 
Grundstück unmittelbar südlich der Straße Wiesengrund vor, auf dem ein Einfamili-
enhauses errichtet werden soll.  

Entsprechend den Ansätzen des Integrierten Stadtentwicklungskonzeptes (ISEK) 4) 
der Stadt Peine ist der Ortsteil Vöhrum als Siedlungsschwerpunkt ausgewiesen. Zu 
den Entwicklungszielen erster Priorität wird für den Ortsteil u.a. die Nachverdichtung 
vorhandener Baulücken gesehen. Diesem Ziel wird mit der vorliegenden Planung 
entsprochen.  

Die Erschließung ist von der angrenzenden Straße gegeben. Die derzeitigen Fest-
setzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes stehen dem Vorhaben entgegen.  

Bedingt durch die Anwendbarkeit der Baunutzungsverordnung von 1962 für den Ur-
plan wäre das Flurstück bereits bei der bestehenden Rechtslage vollständig mit Ne-
benanlagen versiegelbar. Insofern ist z. Zt. eine vollständige Versiegelung der Fläche 
mit Nebenanlagen möglich.  

Die Prüfung der Umweltbelange nach dem BNatSchG (dargestellt im Kapitel 3.0) ist 
in der Gegenüberstellung der gem. § 30 BauGB zulässigen Bebauung mit der Pla-
nung und unter Berücksichtigung der Verfahrensdurchführung gem. § 13a BauGB zu 
dem Ergebnis gekommen, dass kein zusätzlicher naturschutzfachlicher Eingriff auf 
dem Gelände erfolgt. Bei der Abwägung der Belange bezieht sich die Stadt insbe-
sondere auf § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB, wonach ein Ausgleich nicht erforderlich ist, 
soweit Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig 
waren.  

 

 

2.0 Planinha lt/ Begründung 

 

2.1 Baugebie te  

- allgemeine Wohngebiete (WA) und (WA*) gem. § 4 BauNVO 
Der Bebauungsplan übernimmt die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes in-
nerhalb des Geltungsbereiches auf einer Fläche von rd. 1.800 m². Gleichfalls wird die 
Eingeschossigkeit, Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 sowie die offene Bauweise wei-
terhin geregelt.  

                                                
4) Integriertes Stadtentwicklungskonzept Peine 2025, Ackers Partner Städtebau, 2012 
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Mit Bezug auf die Festsetzungen des Urplanes wird die zulässige Grundflächenzahl 
GRZ in dem allgemeinen Wohngebiet mit 0,4 übernommen. Nach der Lesart der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) von 1990 inklusive der Überschreitung gem. 
§ 19 Abs. 4 Satz 2 und 3 BauNVO wäre eine maximale Versiegelung von 0,6 mög-
lich. Der Urplan wurde jedoch im Jahr 1967 rechtskräftig, so dass die Anwendung 
der BauNVO von 1962 zu erfolgen hat. Unter Anwendung der BauNVO von 1962 ist 
ein Grundstück vollflächig mit Nebenanlagen, Garagen etc. bebaubar.  

Der Bebauungsplan nimmt eine Unterscheidung von WA und WA* incl. der Grundflä-
chenzahlen und der Geschossigkeiten aufgrund des unterschiedlichen Rechtskreises 
der anzuwendenden BauNVO vor. Um die in dem Geltungsbereich vorhandene Be-
bauung nicht schlechter zu stellen, wird für den Bereich des WA* festgesetzt, dass 
für diesen Bereich auch weiterhin die BauNVO 1962 anzuwenden ist. Hier werden 
die Festsetzungen des Urplanes lediglich übernommen. Auf den Flächen des WA 
wird erstmalig die Überbaubarkeit mit Hauptanlagen ermöglicht. Insofern ist für die-
sen Bereich die aktuelle BauNVO von 1990 anzuwenden. 

Für die Wahrung der lockeren Bebauung wird eine offene Bauweise festgesetzt, die 
Gebäudelängen auf 50 m begrenzt und Abstände der Gebäude zu den seitlichen 
Grundstücksgrenzen voraussetzt. Zusätzlich wird eingeschossige Bauweise festge-
setzt, um die Einfügung in die vorhandene Nachbarschaft unter Berücksichtigung der 
ortstypischen Bauweise im Umfeld zu gewährleisten.  

Das Flurstück 106/5 der Flur 6, Gemarkung Vöhrum soll zukünftig mit Hauptgebäuden 
bebaubar sein. Um dieses zu ermöglichen, wird das Baufenster des östlich angren-
zenden Flurstückes auf das zur Rede stehende ausgedehnt. Dabei wird der Grundin-
tention des Urplanes, die Baukörper von der Straße abzurücken, gefolgt und ein Ab-
stand von 5,0 m zur Straßenparzelle beibehalten. Dieser Abstand wird aus Gründen 
der Einheitlichkeit in dem Baugebiet ebenfalls wie im Bestand vorhanden zwingend als 
Baulinie festgesetzt. Das erweiterte Baufenster endet mit dem Versatz der Straßen-
parzelle. Der weitere Anschluss an die westliche Fläche wird nicht notwendig; das ge-
plante Vorhaben lässt sich durch die vorgenommenen Änderungen umsetzen. Im öst-
lichen Plangeltungsbereich besteht mittlerweile ein privater Erschließungsstich für das 
Flurstück 105/15 (Haus Wiesengrund Nr. 14a). Hier wird das Baufenster entsprechend 
der vorliegenden Parzellierung angepasst und ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu-
gunsten der Anlieger sowie der Ver- und Entsorger festgesetzt. Weitere Änderungen- 
auch im unmittelbaren Umfeld- werden nicht erforderlich.  

Zur Beibehaltung der Offenheit des Straßenraums und der Prägung durch den 
Hauptbaukörper im Verlauf der Straße Wiesengrund wird die Einhaltung des Min-
destabstandes von 5,0 m auch für Nebenanlagen i. S. des § 14 BauNVO sowie Ga-
ragen oder Carports geregelt. In diesen Bereichen ist die Errichtung von Nebenanla-
gen sowie Garagen und Carports unzulässig. Die übrigen Bereiche entfalten in den 
öffentlichen Straßenraum nur eine bedingte Wirkung. Insofern ist die Sonderregelung 
hier nicht anzuwenden.  

Aufgrund der bestehenden technischen Infrastruktur ist von einer Einbindung in die 
bestehenden Netze auszugehen.  

 

2.2 Verkehrliche  Belange   

Der Planbereich wird von der Straße Wiesengrund ausreichend erschlossen. Um 
den vorhandenen Bestand abzubilden, wird die private Erschließung im Osten des 
Plangeltungsbereiches auf dem Flurstück 105/16 als Geh-, Fahr-, und Leitungsrecht 
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zugunsten der Anlieger sowie der Ver- und Entsorger (Gas, Wasser, Abwasser, 
Strom, Telefon etc.) festgesetzt. Die Erschließung dient dem südlich angrenzenden 
Grundstück der Hausnummer 14a. Von städtischer Seite besteht kein Erfordernis 
hier eine öffentliche Verkehrsfläche vorzugeben. Insofern handelt es sich bei der Er-
schließung um einen Privatweg.  

 

2.3 Immis s ions s chutz 

Der Plangeltungsbereich ist als allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Insofern ist be-
reits das bestehende Nebeneinander auf die Schutzansprüche des allgemeinen 
Wohngebietes abgestellt. Wesentlichen Veränderungen der betrachteten Emissionen 
sind nicht zu erwarten.  

 

2.4 Grünordnung  

Grünordnerische Maßnahmen sind aufgrund der Einbindung durch den angrenzen-
den Bestand in dem vorhandenen Siedlungsgefüge nicht erforderlich. 

 

2.5 Ver- und Ents orgung 

Die Ver- und Entsorgungseinrichtungen des Gebietes sind bereits vollständig vor-
handen. Die Müllentsorgung erfolgt über den Landkreis Peine. Der Anschluss an das 
vom Wasserverband Peine betriebene Trinkwassernetz im Ortsteil Vöhrum ist gege-
ben.  
Veränderungen von Hausanschlüssen oder Verlegungen von Anlagen und Leitungen 
auf dem Gelände sind zwischen den Bauherrn und den Ver- und Entsorgungsträgern 
abzustimmen.  

Die Stadtentwässerung Peine teilt in einer Stellungnahme (20.04.2015) mit, dass der 
Schmutzwasserhauptkanal in der angrenzenden Straße in einer Tiefe von 2,23 m 
bzw. 2,34 m liegt. Eine SW-Ableitung kann sowohl in westlicher, als auch in östlicher 
Richtung in der Straße Wiesengrund durchgeführt werden.  

Grundsätzlich erscheint eine Versickerung durch bereits vorliegende Teil- und Voll-
versickerung auf benachbarten Grundstücken möglich zu sein. Für das betroffene 
Flurstück 106/5 ist jedoch trotzdem eine eigene Baugrunduntersuchung vorzuneh-
men. Ansonsten besteht die Anschlussmöglichkeit an das vorhandenen Kanalnetz in 
einer Tiefe von rd. 2,00 m. Die Grundstücksanschlusskanallängen sind kostenmäßig 
von dem Grundstückseigentümer zu tragen. 

 

2.6 Vorbeugender Brands chutz 

Die erforderlichen Maßnahmen für den vorbeugenden Brandschutz sind mit dem zu-
ständigen Brandschutzprüfer und der Freiwilligen Feuerwehr abzustimmen. Entspre-
chend der Stellungnahme des Wasserverbandes Peine vom 11.12.2014 steht für die 
Löschwasserversorgung das öffentliche Trinkwassernetz zur Verfügung. Hier ist im 
weiteren Planverlauf zu prüfen, inwiefern die Leistungsfähigkeit des bestehenden 
Netzes zur Absicherung des Brandgrundschutzes ausreicht. Zusätzlich befinden sich 
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im Wiesengrund zwei netzunabhängige Löschwasserbrunnen, so dass die Versor-
gung mit Löschwasser als gesichert angesehen werden kann. 

 

2.7 Kampfmitte lfreihe it 

Die Freiheit von Kampfmitteln kann entsprechend der Stellungnahme des LGLN, 
Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen, RD Hannover 
vom 01.12.2014 nicht bescheinigt werden. Insofern sollten vor Beginn der Baumaß-
nahmen Sondierungsarbeiten stattfinden. 

 
 

3.0 Umweltbelange 

 

3.1 Naturs chutz und Lands chafts pflege 

Gem. § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten Eingriffe in das Landschaftsbild sowie in die 
Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts als im Sinne des § 1a Abs. 3 
Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Eine Ab-
handlung der Eingriffsregelung im Sinne des Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
ist nicht durchzuführen. Doch sind die durch die Planung berührten Umweltbelange, 
weiterhin gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sowie § 1a BauGB in der Abwägung zu be-
rücksichtigen. 

Der vorliegende Bebauungsplan umfasst eine Fläche im Umfang von ca. 0,22 ha, die 
sich als Siedlungsbereich darstellt.  

Die Stadt berücksichtigt bei der Planaufstellung insbesondere folgende, in den ein-
schlägigen Fachgesetzen und Normen festgelegten Ziele des Umweltschutzes: 

• Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft 5) 
• Schutz und Vermeidung vor/ von schädlichen Umwelteinwirkungen 6) 7) 

Konkrete Ziele und Bewertungsmaßstäbe wurden aus den umweltbezogenen Dar-
stellungen und Festlegungen des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) 8), 
des Flächennutzungsplans der Stadt Peine, des Landschaftsrahmenplans für den 
Landkreis Peine und des Landschaftsplanes der Stadt Peine abgeleitet und für die 
naturschutzfachlichen Belange im Sinne von § 1a BauGB berücksichtigt. 

a) Naturräumliche Schutzgüter 
Im RROP 2008 ist der Geltungsbereich des Bebauungsplans als bauleitplanerisch 
gesicherter Bereich dargestellt, der frei von umweltrelevanten Festlegungen ist.  

Der Landschaftsrahmenplan für den Landkreis Peine ordnet den Geltungsbereich 
dem Siedlungsbereich zu.  

Der Flächennutzungsplan der Stadt stellt den Planbereich als Wohnbaufläche dar. 
                                                
5) Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
6) Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
7) DIN 18005 
8) Zweckverband Großraum Braunschweig: Regionales Raumordnungsprogramm 2008 für den 

Großraum Braunschweig 
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- Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften 
Der überwiegende Teil der Fläche stellt sich als Weihnachtsbaum – Plantage mit 
Einzelbäumen dar. Im Süden befindet sich eine Nebenanlage. Weitergehende Struk-
turen sind nicht vorhanden. Es liegt eine geringe Bedeutung für das vorliegende 
Schutzgut im Planbereich vor. 

- Schutzgut Boden 
Der Planbereich ist z. Zt. teilweise bebaut. Die Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. XIII "Wiesengrund" erfolgte auf der Rechtslage der BauNVO 1962, so dass gem. 
§ 19 Abs. 4 BauNVO (1962) eine Vollversieglung durch Nebenanlagen möglich ist. 
Die Anwendung der Baunutzungsverordnung von 1962 wird im Bereich des WA* in 
Bezug auf die Ermittlung der zulässigen Grundfläche auch weiterhin beibehalten. Für 
den Bereich des WA ist die BauNVO von 1990 anzuwenden, so dass sich eine Ver-
siegelbarkeit von 0,6 incl. Überschreitung ergibt. Insofern verschlechtert sich der 
rechtliche Zustand diesbezüglich nicht.  

- Schutzgut Wasser 
Die Planung bereitet gegenüber der vorhandenen Rechtslage keine zusätzliche Neu-
versiegelung vor, folglich bleiben Niederschlagswasserabfluss, Retentionsvermögen 
und Grundwasserneubildungsrate nahezu unverändert. Die Bedeutung des Planbe-
reichs für das Schutzgut ist gering, Eingriffe werden nicht vorbereitet.  

- Schutzgut Klima/ Luft 
Der Planbereich ist wegen seiner Versiegelung als Siedlungsklimatop ohne Bedeu-
tung für das Schutzgut einzustufen. Nennenswerte Eingriffe in das Schutzgut werden 
nicht vorbereitet. 

- Schutzgut Landschaft 
Der Planbereich wird der bebauten Ortslage zugeordnet. Die zulässige Höhenent-
wicklung wird in Analogie zu der z. Zt. zulässigen Nutzung mit Eingeschossigkeit 
festgesetzt. Ein zusätzlicher Eingriff in das Landschaftsbild findet nicht statt. 

b) Kultur- und Sachgüter 
Bau- und Bodendenkmäler sind der Stadt für den Bereich und in seiner näheren 
Umgebung nicht bekannt.  

c) Schutzgut Mensch 
Der Bebauungsplan berücksichtigt die vorhandene Festsetzung eines allgemeinen 
Wohngebietes. Es ist deshalb davon auszugehen, dass durch die vorliegende Pla-
nung keine negativen Auswirkungen auf das Schutzgut entstehen. 

d) Bodenschutz 
Zum Schutz des Bodens vor Verunreinigungen sind die Vorgaben des Bundes-
bodenschutzgesetzes zu beachten. 

Grundsätzlich ist festzustellen, dass durch die Planung keine, über die bereits pla-
nungsrechtlich bestehenden, zulässigen Beeinträchtigungen für die Schutzgüter Ar-
ten und Lebensgemeinschaften und Boden vorbereitet werden.  

Die Stadt Peine nutzt die durch den § 13a BauGB und § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB 
gegebenen Möglichkeiten und verzichtet auf die Festsetzung von Ersatz- oder Aus-
gleichsmaßnahmen für Eingriffe in den Naturschutz und die Landschaftspflege.  
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3.2 Andere  Planungs möglichkeiten 

Die Planung basiert auf einem konkreten Vorhaben, welches zwischen den Eigen-
tümern und der Stadt abgestimmt ist. Es wird auf ein Grundstück zurückgegriffen, 
welches planungs- und bauordnungsrechtlich bereits mit Nebenanlagen und Gara-
gen bebaubar ist. Insofern folgt die Stadt dem § 1a BauGB, nach dessen Grundsatz 
schonend mit Grund und Boden umzugehen ist. Andere Planungsmöglichkeiten 
werden daher nicht gesehen. 

Bei Verzicht auf diese Planung (Null-Variante) würde das Grundstück aufgrund der 
getroffenen Festsetzungen unbebaut bleiben. Die Stadt würde ihrer Aufgabe, eine 
angemessene Nachverdichtung zu sichern, nicht ausreichend nachkommen können. 

 

 

4.0 Flächenbilanz 

Die festgesetzten Flächen ergeben sich wie folgt: 
 
Nutzung Fläche Anteil 

Baugebiet 

Verkehrsfläche 
öffentlich  

0,18 ha 

 
0,04 ha 

82 % 

 
18 % 

 

 

5.0 Hinweis e  aus  Sicht der Fachplanungen 

- Ver- und Entsorgung 
Der Landkreis Peine- vorbeugender Brandschutz weist in seiner Stellungnahme 
vom 27.05.2015 auf folgendes hin: 

1. Die erforderlichen Feuerwehrzufahrten zu allen Grundstücken und Gebäuden 
gem. § 4 NBauO und §§ 1 und 2 DVO-NBauO sind sicherzustellen. 

2. Die erforderliche Löschwassermenge beträgt gem. der Tabelle des Arbeitsblat-
tes W 405 des DVGW bei der vorgesehenen baulichen Nutzung und einer mittle-
ren Gefahr der Brandausbreitung 96 m³/Std. und ist für einen Zeitraum von zwei 
Stunden zu gewährleisten. Bei der Ermittlung der bereitgestellten Löschwasser-
menge sind alle Löschwasserentnahmestellen in einem Umkreis von 300 m von 
jedem Brandobjekt zu erfassen. 

3. Die erforderlichen Löschwasserhydranten mit einer Wasserlieferung von mind. 
13 l/Sek. Sind in Abhängigkeit von der baulichen Nutzung entsprechend dem 
Arbeitsblatt W 331 des DVGW in einem Abstand von höchstens 100 – 140 m 
anzuordnen. Das Verhältnis von Überflur- zu Unterflurhydrant sollte 1:3 betra-
gen. 

4. Zur Sicherstellung der unabhängigen Löschwasserversorgung sind in einem Ab-
stand von max. 300 m von jedem Brandobjekt Bohrbrunnen gem. DIN 14 220 mit 
einer Wasserlieferung von mind. 800 l/Min. zu erstellen. Sollten aus geologischer 
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Sicht Bohrbrunnen nicht erstellt werden können, sind ersatzweise Löschwas-
serteiche gem. DIN 14 210 oder Löschwasserbehälter gem. DIN 14 230 zu 
erstellen. 

5. Die Erschließungsplanung der Löschwasserversorgung für das Plangebiet (An-
zahl, Art und Lage der Hydranten, Art und Lage der unabhängigen Löschwas-
serentnahmestellen) ist dem Brandschutzprüfer vor Herstellungsbeginn vorzule-
gen. 

Die Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH weist mit Stellungnahme vom 
30.12.2014 darauf hin, dass in dem Planbereich sich Telekommunikationsanlagen 
des Unternehmens befinden, …"deren Lage auf den beiliegenden Bestandsplänen 
(M 1:500) dargestellt ist. In welchem Maße diese aufgenommen/gesichert/ wieder-
verlegt werden müssen, kann zurzeit nicht beurteilt werden. Sollte eine Umverlegung 
der Telekommunikationsanlagen erforderlich werden, findet sicherlich zu gegebener 
Zeit ein Koordinierungsgespräch mit den betroffenen Versorgern statt, zu dem wir 
um möglichst frühzeitige Einladung bitten. Wir weisen darauf hin, dass unsere Anla-
gen bei der Bauausführung zu schützen bzw. zu sichern sind, nicht überbaut und 
vorhandene Überdeckungen nicht verringert werden dürfen." 

Der Wasserverband Peine gibt mit Datum vom 11.12.2014 folgende Stellungnahme 
ab: 

Unter Berücksichtigung nachfolgender Hinweise und Anregungen bestehen zur o. g. 
Bauleitplanung keine Bedenken. 

1. Das Plangebiet ist bereits vollständig erschlossen. Die Wasserversorgung neuer 
Gebäude im Plangebiet erfolgt durch Anschluss an das vom Wasserverband Pei-
ne betriebenen Trinkwassernetzes der Ortschaft Vöhrum. 

2. Zur Bereitstellung von Feuerlöschwasser aus unserer öffentlichen Trinkwasser-
versorgung sind wir selbstverständlich grundsätzlich bereit. Wir können jedoch le-
diglich das vorhandene Wasser zu den jeweils herrschenden technischen Bedin-
gungen zur Verfügung stellen. Da die Bemessung einer Inanspruchnahme von 
Feuerlöschwasser aus dem öffentlichen Trinkwasserrohrnetz von der Leistungsfä-
higkeit des derzeitigen Rohrnetzzustandes sowie der jeweiligen Versorgungssitua-
tion abhängig ist, können wir weder hinsichtlich der Menge noch des Druckes Ga-
rantien für ausreichenden Brandgrundschutz nach dem DVGW Arbeitsblatt W 405 
übernehmen. 

3. Hinsichtlich evtl. vorgesehener Baumpflanzungen im öffentlichen Straßenflächen-
bereich ist die Einhaltung der Hinweise des DVGW-Regelwerkes GW 125 und 
ATV-H 162 "Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" zu 
beachten. Dieser Hinweis hat auch Gültigkeit für Baumpflanzungen in privaten 
Grundstücken, sofern diese im Trassenbereich von zu verlegenden Ver- und Ent-
sorgungsleitungen liegen. 

 

 

6.0 Bodenordnende  oder s ons tige  Maßnahmen, für d ie  der Bebauungs plan  d ie  
Grundlage  bildet 

Bodenordnende oder sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan die Grundla-
ge bildet, werden nicht erforderlich.  
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7.0 Maßnahmen zur Verwirklichung des  Bebauungs plans  

Maßnahmen zur Verwirklichung des Bebauungsplans werden nicht erforderlich. Das 
Plangebiet ist sowohl verkehrlich als auch über die üblichen Einrichtungen der tech-
nischen Infrastruktur erschlossen.  

 

 

8.0 Verfahrens vermerke 

- Aufstellung 

Der Rat der Stadt Peine hat die Aufstellung der 3. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. XIII „Wiesengrund“ -Vöhrum- am 18.12.2014 beschlossen. 

- Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB hat vom 
09.12.2014 bis 23.12.2014 stattgefunden. Die frühzeitige Beteiligung wurde am 
06.12.2004 ortsüblich bekannt gemacht. 

- Beteiligung der Behörden/ Nachbargemeinden 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
sowie die Nachbargemeinden gem. § 2 Abs. 2 BauGB wurden zur Abgabe einer Stel-
lungnahme mit Schreiben vom 27.11.2014 bis zum 23.12.2014 aufgefordert.  

- Öffentliche Auslegung/ Beteiligung der Behörden und Nachbargemeinden 
Zum Planverfahren gem. § 3 Abs. 2 BauGB hat die öffentliche Auslegung vom 
20.05.2015 bis zum 22.06.2015 stattgefunden. Die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange und die Nachbargemeinden wurden gem. § 4 Abs. 2 bzw. § 2 
Abs. 2 BauGB mit Datum vom 04.05.2015 angeschrieben und zu einer Stellungnah-
me innerhalb der Frist bis zum 05.06.2015 aufgefordert.  

- Satzungsbeschluss 
Die Begründung zum Bebauungsplan mit dem zugehörigen Beiplan wurde in der Sit-
zung am 26.11.2015 durch den Rat der Stadt Peine unter Berücksichtigung und Ein-
schluss der Stellungnahmen zu den Bauleitplanverfahren beschlossen. 

 

Peine, den 14.12.2015 

 

 

 

gez. Michael Kessler 

(Bürgermeister) 

L. S. 



I  

Anlage 1 zur Vorlage Nr. 429/2011, 2. Erg. 
Anlage 1 zur Begründung  

 
 
 
 

Abwägung der Stellungnahmen sowie der Anregungen 
 

zum Bebauungsplan Nr. XIII "Wiesengrund"  - Vöhrum, 3. Änderung 
 
 
 
 
Folgende mit Anschreiben vom 27.11.2014 / 04.05.2015 an der Planung beteiligten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange haben keine Anregungen vorgebracht bzw. keine Stellung-
nahme abgegeben: 

 
 

• Avacon AG, Burgwedel 
• Avacon AG, Prozesssteuerung – DGP, Salzgitter 
• LGLN, Regionaldirektion Braunschweig-Wolfsburg, Braunschweig 
• Stadtwerke Peine 
• Deutsche Telekom Technik GmbH, Hannover 
• Unterhaltungsverband "Obere Fuhse", Peine 
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Abwägung zum Bebauungsplan Nr. XIII 
"Wiesengrund"  - Vöhrum, 3. Änderung 

 
Anlage 1 zur Vorlag 429/2001, 
 2. Erg. 
Anlage 1 zur Begründung 
 

Äußerungen gemäß § 3 (1) BauGB (Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung) 
Stellungnahmen der Behörden gemäß § 4 (1) BauGB und § 4 (2) BauGB 
Anregungen gemäß § 3 (2) BauGB (Öffentliche Auslegung) 

 
lfd. Nrn. insg. 
1 - 7 

  

Stellungnahme / Anregung 
 

 

lfd.  Stellungnahme der Verwaltung 
Nr.  Beschluss des Rates der Stadt Peine 

 
 

1 

Beteiligung der Öffentlichkeit 
- Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (1) BauGB (09.12.2014 bis 23.12.2014) 
 
01. Ina und Heiko Bielefeld, Wiesengrund 10, 31228 Peine 
 Schreiben vom 19.12.2014 

 
Fristgerecht möchten wir uns zur Aufstellung der 3. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. XIII "Wiesengrund" – Vöhrum äußern. 
Mit der Änderung des Bebauungsplanes in Vöhrum, Flurstück 106/5 der Flur 6 Gemar-
kung Vöhrum erklären wir uns nicht einverstanden. Durch den Bau eines Wohnhauses auf 
dem viel zu schmalen Grundstück entsteht für uns als direkte Nachbarn ein massiver Ein-
griff in unsere Privatsphäre. Wir fühlen uns bedrängt und in dem Gebot der Rücksicht-
nahme verletzt. 
Als wir im Jahr 2001 ein Haus suchten, waren für uns die wichtigsten Kriterien ein weitläu-
figer Garten mit viel Abstand zu den benachbarten Häusern. Diese Voraussetzungen er-
füllte das Haus im Wiesengrund 10. Der Bebauungsplan gab uns die Sicherheit, dass auf 
dem benachbarten Grundstück, das sich in unmittelbare Nähe zu unserer Terrasse befin-
det, nicht gebaut werden darf. Wahrscheinlich wurde bei der Erstellung des Wohngebietes 
bewusst dieses Grundstück als nicht überbaubar ausgewiesen, weil der Bauer es ander-
weitig nutzen wollte. (Bis vor zwei Jahren wurden dort Hühner und Enten gehalten und 
Weihnachtsbäume angebaut.) 
Außerdem halten wir es für rechtswidrig, dass der Bebauungsplan nur im Einzelinteresse 
der Bauherren für ein Grundstück geändert wird. 
Sollte nun dort ein Wohnhaus gebaut werden, würden, trotz Einhaltung der Grenzbebau-
ung von drei Metern, unsere Terrassen nur wenige Meter voneinander entfernt liegen, was 
für uns einen großen Einschnitt in unsere Privatsphäre bedeutet. Wir könnten uns auf un-
serer Terrasse nicht mehr frei entfalten, unsere privaten Gespräche würden von Außen-
stehenden mitgehört werden und auch wir wären gezwungenermaßen genötigt, das Pri-
vatleben der neuen Nachbarn hautnah mitzubekommen. Außerdem hätten wir nur noch 
eine eingeschränkte Sicht aus unseren oberen Fenstern Richtung Ost und durch die Gie-
belfenster des neuen Hauses, die sich nur wenige Meter gegenüber befinden würden, füh-
len wir uns belästigt und in unserem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt, da die neuen 
Nachbarn uns im ersten Stock aus 6 m Abstand direkt ins Schlafzimmerfenster schauen 
könnten. Von unserer Grundstücksgrenze bis zu dem geplanten Haus wollen die Eigen-
tümer noch einen Autostellplatz pflastern. Auch bei diesem Vorhaben fühlen wir uns be-
drängt und eingeengt, da schon unsere westlichen Nachbarn eine hohe Doppelgarage di-
rekt auf unserer Grundstücksgrenze errichtet haben. Ein weiterer Aspekt für unseren Ein-
spruch bei dem Bauvorhaben ist die beträchtliche Wertminderung unserer Immobilie. 
Durch die Lückenbebauung würde unser Haus fast schon Reihenhaus-Charakter aufwei-
sen. 
Zusammenfassend sind wir mit den Plänen nicht zufrieden und würden es begrüßen, 
wenn die schmale Landzunge auch weiterhin als Gartenland der Begrünung dient. Wir bit-
ten Sie deshalb höflichst, Ihre Änderung des Bebauungsplanes zu überarbeiten und auch 
die Anliegen der angrenzenden Eigentümer zu berücksichtigen.  
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Äußerungen gemäß § 3 (1) BauGB (Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung) 
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Der Bundesgesetzgeber hat mit seinem zweiten Teil 
der Baugesetzbuch-Novelle durch Verkündung am 
20. Juni 2013 die Stärkung der Innenentwicklung be-
schlossen. Vordringliche Zielstellung dieser Novelle 
war, die städtebauliche Entwicklung durch Maßnah-
men der Innenentwicklung umzusetzen. Dieser Ziel-
stellung folgend, soll eine z. Zt. nicht bebaute Fläche 
einer baulichen Nutzung zugeführt werden. Dies trägt 
auch dem Integrierten Stadtentwicklungskonzept der 
Stadt Peine Rechnung, in welchem die Schließung 
von Baulücken und die Nutzung von anderen kleintei-
ligen Potentialen als Priorität 1 des Entwicklungsziels 
„Wohnen“ für den Ortsteil Vöhrum formuliert wird. 
Um die Einfügung in die vorhandene Nachbarschaft 
zu gewährleisten, wird der Grundintention des Urpla-
nes die Baukörper von der Straße abzurücken, gefolgt. 
Gleichfalls wird die Eingeschossigkeit, Grundflächen-
zahl von 0,4 sowie die offene Bauweise des bestehen-
den Bebauungsplans weiterhin beibehalten. Das Ein-
fügen in den Bestand wird insofern sichergestellt. 
Gesunde Wohnverhältnisse werden u. a. durch die 
Regelungen der Niedersächsischen Bauordnung 
(NBauO) sichergestellt, die bei der Errichtung von 
Bauvorhaben zu berücksichtigen ist. Dieses wird auch 
im vorliegenden Falle im Rahmen des Baugenehmi-
gungsverfahrens erfolgen. Ein Anspruch aus "Ge-
wohnheit" auf ein ruhiges Wohnumfeld resp. einen 
Schutzanspruch über die rechtlichen Bestimmungen 
hinaus lässt sich hieraus jedoch nicht ableiten. Dieses 
würde in letzter Konsequenz einen einseitigen Eingriff 
in die Eigentumsrechte des Nachbarn bedeuten. Inso-
fern ist es zwar nachvollziehbar, dass eine gefühlte 
Beeinträchtigung vorliegt; ein grundsätzlicher Rechts-
anspruch lässt sich hieraus aber nicht ableiten. 
Aufgrund der vielschichtigen Einflussfaktoren bei der 
Wertermittlung von Gebäuden ist eine Wertminderung 
durch die geplante Maßnahme nicht erkennbar. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 

 
02. Sarah Neitmann und Manuel Ziebeil, Wiesengrund 14, 31228 Peine/ Vöhrum 
 Schreiben vom 21.12.2014 

 
Hiermit möchten wir uns fristgerecht zu der Aufstellung der 3. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. XIII "Wiesengrund" – Vöhrum – äußern. 
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3 

 
Ein wesentlicher Grund für den erst im Dezember 2013 getätigten Kauf der Immobilie 
Wiesengrund Nr. 14, ist seine Lage gewesen, welche sich für uns sehr ruhig darstellte. 
Zur Linken eine Pferdekoppel und zur Rechten Gartenland begrünt mit Tannen. 
Die nächsten Nachbarn in gutem Abstand. 
 
Es war für uns erst nicht zu glauben als wir erfuhren, dass aus dem Gartengrundstück zu 
unserer Rechten Bauland werden soll. Niemals hätten wir bei der breite des Grundstücks 
und der Darstellung beim Kauf der Immobilie "Wiesengrund Nr. 14" auch nur vermutet, 
dass hier auf dieser schmalen Landzunge ein Haus entstehen könnte. Zumal es im Be-
bauungsplan ganz klar als Gartenland gekennzeichnet ist. 
 
Ein Hausbau auf dem schmalen Grundstück bedeutet ein hohes Haus und viele Fenster 
bzw. Wände. In unserem Fall ist dies eine 9 Meter lange Wand auf der Grenze und Gie-
belfenster, welche unser Wohn-/ und Ankleidezimmer komplett einsehbar machen. Ein 
Haus auf diesem Grundstück hätte für die angrenzenden Nachbarn Wachturmcharakter. 
 
Unser gesamter Garten mit Grillecke, Gartenteich sowie die Terrasse ist in Richtung des 
geplanten Baugrundstücks ausgerichtet. Das bedeutet, dass bei einer Änderung von Gar-
tenland in Bauland unsere Privatsphäre massiv verletzt wird. Wir sitzen auf dem soge-
nannten "Präsentierteller". 
Des Weiteren ist unser Wohnzimmer, welches eine große Glasfront in den Garten hat, 
komplett einsehbar. 
 
Wir sprechen uns hiermit gegen die geplante Änderung aus und hoffen, dass Sie Ihre Än-
derung des Bebauungsplanes überarbeiten und auch die Anliegen der angrenzenden Ei-
gentümer berücksichtigen. 
 

Der Bundesgesetzgeber hat mit seinem zweiten Teil 
der Baugesetzbuch-Novelle durch Verkündung am 
20. Juni 2013 die Stärkung der Innenentwicklung be-
schlossen. Vordringliche Zielstellung dieser Novelle 
war, die städtebauliche Entwicklung durch Maßnah-
men der Innenentwicklung umzusetzen. Dieser Ziel-
stellung folgend, soll eine z. Zt. nicht bebaute Fläche 
einer baulichen Nutzung zugeführt werden. Dies trägt 
auch dem Integrierten Stadtentwicklungskonzept der 
Stadt Peine Rechnung, in welchem die Schließung 
von Baulücken und die Nutzung von anderen kleintei-
ligen Potentialen als Priorität 1 des Entwicklungsziels 
„Wohnen“ für den Ortsteil Vöhrum formuliert wird. 
Um die Einfügung in die vorhandene Nachbarschaft 
zu gewährleisten, wird der Grundintention des Urpla-
nes die Baukörper von der Straße abzurücken, gefolgt. 
Gleichfalls wird die Eingeschossigkeit, Grundflächen-
zahl von 0,4 sowie die offene Bauweise des bestehen-
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den Bebauungsplans weiterhin beibehalten. Das Ein-
fügen in den Bestand wird insofern sichergestellt. 
Auch wenn die derzeitige Nutzung sich als Garten-
land darstellen sollte, setzt doch der rechtskräftige 
Bebauungsplan für die betreffende Fläche ein allge-
meines Wohngebiet fest. Eine Bebauung mit Haupt-
anlagen -wie auf den Nachbargrundstücken- ist durch 
die nicht vorhandene Festsetzung einer überbauba-
ren Fläche (Baufenster) auf dem Grundstück nicht 
möglich; wohl aber eine (vollflächige) Bebauung mit 
Nebenanlagen, Garagen, etc. 
Gesunde Wohnverhältnisse werden u. a. durch die 
Regelungen der Niedersächsischen Bauordnung 
(NBauO) sichergestellt, die bei der Errichtung von 
Bauvorhaben zu berücksichtigen ist. Dieses wird auch 
im vorliegenden Falle im Rahmen des Baugenehmi-
gungsverfahrens erfolgen. Ein Anspruch aus "Ge-
wohnheit" auf ein ruhiges Wohnumfeld resp. einen 
Schutzanspruch über die rechtlichen Bestimmungen 
hinaus lässt sich hieraus jedoch nicht ableiten. Dieses 
würde in letzter Konsequenz einen einseitigen Eingriff 
in die Eigentumsrechte des Nachbarn bedeuten. Inso-
fern ist es zwar nachvollziehbar, dass eine gefühlte 
Beeinträchtigung vorliegt; ein grundsätzlicher Rechts-
anspruch lässt sich hieraus aber nicht ableiten. 
Aufgrund der vielschichtigen Einflussfaktoren bei der 
Wertermittlung von Gebäuden ist eine Wertminderung 
durch die geplante Maßnahme nicht erkennbar. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 

 
 
Beteiligung der Öffentlichkeit 
- Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (2) BauGB (20.05.2015 bis 22.06.2015) 
 
Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (2) BauGB sind keine Stellungnahmen 
vorgebracht worden. 
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
- Stellungnahmen gemäß § 4 (1) BauGB (27.11.2014 bis 23.12.2014) 
 
03. Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH, Hans-Böckler-Allee 5, 30173 Han-

nover 
 Schreiben vom 30.12.2014 

 
Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 27.11.2014. 
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens, deren 
Lage auf den beiliegenden Bestandsplänen (M 1:500) dargestellt ist. In welchem Maße 
diese aufgenommen/gesichert/wiederverlegt werden müssen, kann von uns zur Zeit nicht 
beurteilt werden. Sollte eine Umverlegung unserer Telekommunikationsanlagen erforder-
lich werden, findet sicherlich zu gegebener Zeit ein Koordinierungsgespräch mit den be-
troffenen Versorgern statt, zu dem wir um möglichst frühzeitige Einladung bitten. Wir wei-
sen darauf hin, dass unsere Anlagen bei der Bauausführung zu schützen bzw. zu sichern 
sind, nicht überbaut und vorhandene Überdeckungen nicht verringert werden dürfen. 
 

Ein Hinweis auf die Stellungnahme ist bereits nach 
der frühzeitigen Beteiligung in der Begründung zur 
Beachtung bei der weiteren Planrealisierung erfolgt. 
Der Hinweis wird an die entsprechenden Ämter im 
Hause verteilt. 

 
Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 

 
04. Wasserverband Peine, Horst 6, 31226 Peine 
 Schreiben vom 11.12.2014 

 
Unter Berücksichtigung nachfolgender Hinweise und Anregungen bestehen zur o. g. Bau-
leitplanung keine Bedenken. 
 
1. Das Plangebiet ist bereits vollständig erschlossen. Die Wasserversorgung neuer Ge-

bäude im Plangebiet erfolgt durch Anschluss an das vom Wasserverband Peine be-
triebenen Trinkwassernetzes der Ortschaft Vöhrum. 
 

2. Zur Bereitstellung von Feuerlöschwasser aus unserer öffentlichen Trinkwasserversor-
gung sind wir selbstverständlich grundsätzlich bereit. Wir können jedoch lediglich das 
vorhandene Wasser zu den jeweils herrschenden technischen Bedingungen zur Ver-
fügung stellen. Da die Bemessung einer Inanspruchnahme von Feuerlöschwasser 
aus dem öffentlichen Trinkwasserrohrnetz von der Leistungsfähigkeit des derzeitigen 
Rohrnetzzustandes sowie der jeweiligen Versorgungssituation abhängig ist, können 
wir weder hinsichtlich der Menge noch des Druckes Garantien für ausreichenden 
Brandgrundschutz nach dem DVGW Arbeitsblatt W 405 übernehmen. 
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3. Hinsichtlich evtl. vorgesehener Baumpflanzungen im öffentlichen Straßenflächenbe-
reich ist die Einhaltung der Hinweise des DVGW-Regelwerkes GW 125 und ATV-H 
162 "Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" zu beachten. 
Dieser Hinweis hat auch Gültigkeit für Baumpflanzungen in privaten Grundstücken, 
sofern diese im Trassenbereich von zu verlegenden Ver- und Entsorgungsleitungen 
liegen. 

 
Ein Hinweis auf die Stellungnahme ist bereits nach 
der frühzeitigen Beteiligung in der Begründung zur 
Beachtung bei der weiteren Planrealisierung erfolgt. 
Für den Bereich der Verkehrsfläche am östlichen 
Rand des Geltungsbereiches ist nach der frühzeitigen 
Beteiligung ein Leitungsrecht eingetragen worden. 
Der Hinweis wird an die entsprechenden Ämter im 
Hause verteilt. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 

 
05. LGLN, Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen, Regio-

naldirektion Hameln-Hannover, Kampfmittelbeseitigungsdienst, Marienstraße 34, 
30171 Hannover 

 Schreiben vom 01.12.2014 
 
Sie haben im Rahmen eines Bauleitplanverfahrens oder einer vergleichbaren Planung das 
Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen (LGLN), Regionaldi-
rektion Hannover (Dezernat 6 – Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD)) als Träger öffentli-
cher Belange gem. § 4 Baugesetzbuch (BauGB) beteiligt. Meine Ausführungen hierzu 
entnehmen Sie bitte der Anlage; diese Stellungnahme ergeht kostenfrei. 
 
Sofern in meinen anliegenden Ausführungen eine weitere Gefahrenerforschung empfoh-
len wird, mache ich darauf aufmerksam, dass die Gemeinden als Behörden der Gefah-
renabwehr auch für die Maßnahmen der Gefahrenerforschung zuständig sind. 
 
Eine Maßnahme der Gefahrenerforschung kann eine historische Erkundung sein, bei der 
alliierte Kriegsluftbilder für die Ermittlung von Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition 
ausgewertet werden (Luftbildauswertung). Der KBD hat nicht die Aufgabe, alliierte Luftbil-
der zu Zwecken der Bauleitplanung oder des Bauordnungsrechts kostenfrei auszuwerten, 
die Luftbildauswertung ist vielmehr gem. § 6 Niedersächsisches Umweltinformationsge-
setz (NUIG) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Niedersächsisches Verwaltungskostengesetz 
(NVwKostG) auch für Behörden kostenpflichtig. 
 
Sofern eine solche kostenpflichtige Luftbildauswertung durchgeführt werden soll, bitte ich 
um entsprechende schriftliche Auftragserteilung. 
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Anlage: Es kann nicht unterstellt werden, dass keine Kampfmittelbelastung im Planungs-
bereich vorliegt. 
 

Für das Grundstück kann nicht abschließend von ei-
ner Kampfmittelfreiheit ausgegangen werden, inso-
fern ist ein Hinweis auf die Stellungnahme in der Be-
gründung und auf der Planzeichnung zur Beachtung 
bei der weiteren Planrealisierung erfolgt. Die Durch-
führung der empfohlenen Oberflächensondierung liegt 
im Ermessen des Eigentümers. 

 
Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 

 
 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
- Stellungnahmen gemäß § 4 (2) BauGB (05.05.2015 bis 05.06.2015) 
 
06. Landkreis Peine, Burgstraße 1, 31224 Peine 
 Schreiben vom 27.05.2015 

 
Als Träger öffentlicher Belange nehme ich zu o. g. Planung wie folgt Stellung: 
 
Vorbeugender Brandschutz: 
 
1. Die erforderlichen Feuerwehrzufahrten zu allen Grundstücken und Gebäuden gem. 

§ 4 NBauO und §§ 1 und 2 DVO-NBauO sind sicherzustellen. 
 

2. Die erforderliche Löschwassermenge beträgt gem. der Tabelle des Arbeitsblattes 
W 405 des DVGW bei der vorgesehenen baulichen Nutzung und einer mittleren Ge-
fahr der Brandausbreitung 96 m³/Std. und ist für einen Zeitraum von zwei Stunden zu 
gewährleisten. Bei der Ermittlung der bereitgestellten Löschwassermenge sind alle 
Löschwasserentnahmestellen in einem Umkreis von 300 m von jedem Brandobjekt zu 
erfassen. 

 
3. Die erforderlichen Löschwasserhydranten mit einer Wasserlieferung von mind. 

13 l/Sek. sind in Abhängigkeit von der baulichen Nutzung entsprechend dem Arbeits-
blatt W 331 des DVGW in einem Abstand von höchstens 100 – 140 m anzuordnen. 
Das Verhältnis von Überflur- zu Unterflurhydrant sollte 1:3 betragen. 

 
4. Zur Sicherstellung der unabhängigen Löschwasserversorgung sind in einem Abstand 

von max. 300 m von jedem Brandobjekt Bohrbrunnen gem. DIN 14 220 mit einer 
Wasserlieferung von mind. 800 l/Min. zu erstellen. Sollten aus geologischer Sicht 
Bohrbrunnen nicht erstellt werden können, sind ersatzweise Löschwasserteiche gem. 
DIN 14 210 oder Löschwasserbehälter gem. DIN 14 230 zu erstellen. 
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5. Die Erschließungsplanung der Löschwasserversorgung für das Plangebiet (Anzahl, 
Art und Lage der Hydranten, Art und Lage der unabhängigen Löschwasserentnahme-
stellen) ist dem Brandschutzprüfer vor Herstellungsbeginn vorzulegen. 

 
Untere Abfall-, Bodenschutz-, Wasser- und Immissionsschutzbehörde: 
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
Untere Naturschutzbehörde: 
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 

Es erfolgt ein Hinweis auf die Stellungnahme in der 
Begründung zur Beachtung bei der weiteren Planrea-
lisierung. Der Hinweis wird an die entsprechenden 
Ämter im Hause verteilt. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 

 
07. Wasserverband Peine, Horst 6, 31226 Peine 
 Schreiben vom 12.05.2015 

 
Zur o. g. Bauleitplanung der Stadt Peine sind aus der Sicht des Wasserverbandes Peine 
keine weiteren Hinweise, Anregungen oder Bedenken vorzubringen. Wir verweisen auf 
unsere Stellungnahme vom 11.12.2014. 
 
In der Stellungnahme vom 11.12.2014 hatte der Wasserverband Peine Folgendes ausge-
führt: 
 
Unter Berücksichtigung nachfolgender Hinweise und Anregungen bestehen zur o. g. Bau-
leitplanung keine Bedenken. 
 
1. Das Plangebiet ist bereits vollständig erschlossen. Die Wasserversorgung neuer Ge-

bäude im Plangebiet erfolgt durch Anschluss an das vom Wasserverband Peine be-
triebenen Trinkwassernetzes der Ortschaft Vöhrum. 
 

2. Zur Bereitstellung von Feuerlöschwasser aus unserer öffentlichen Trinkwasserversor-
gung sind wir selbstverständlich grundsätzlich bereit. Wir können jedoch lediglich das 
vorhandene Wasser zu den jeweils herrschenden technischen Bedingungen zur Ver-
fügung stellen. Da die Bemessung einer Inanspruchnahme von Feuerlöschwasser 
aus dem öffentlichen Trinkwasserrohrnetz von der Leistungsfähigkeit des derzeitigen 
Rohrnetzzustandes sowie der jeweiligen Versorgungssituation abhängig ist, können 
wir weder hinsichtlich der Menge noch des Druckes Garantien für ausreichenden 
Brandgrundschutz nach dem DVGW Arbeitsblatt W 405 übernehmen. 
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3. Hinsichtlich evtl. vorgesehener Baumpflanzungen im öffentlichen Straßenflächenbe-
reich ist die Einhaltung der Hinweise des DVGW-Regelwerkes GW 125 und ATV-H 
162 "Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" zu beachten. 
Dieser Hinweis hat auch Gültigkeit für Baumpflanzungen in privaten Grundstücken, 
sofern diese im Trassenbereich von zu verlegenden Ver- und Entsorgungsleitungen 
liegen. 

 
Ein Hinweis auf die Stellungnahme ist bereits nach 
der frühzeitigen Beteiligung in der Begründung zur 
Beachtung bei der weiteren Planrealisierung erfolgt. 
Der Hinweis wird an die entsprechenden Ämter im 
Hause verteilt. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 
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